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Bezugspreis : In Karlsruhe und auswitrts frei ins Haus geliefert monatlich 8,60 Goldniark . - - Einzelnummer 10 Goldpfenniz , SamStiqS 15 Goldpfennig . — Auzeigengebllhr 12 Goldpfennig fiir 1 mm Höhe und einSiebentel Breite . Briese und Gelder frei . Bei Wiederholungen tariffester Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und «erweigert werden kann , wen » nicht binnen vier Woche» nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt . AmtlichAnzeigen sind direkt an die GeschiiftSstell« der Karlsruher Zeitung . Badijcher StaatSanzeiger , Karlfriedrichfrraßr 14, ju senden uud werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de« Innern berechnet. Bei Klageerhebung , zwang « ?weiser Beitreibung und Konkursverfahren füllt der Rabatt fort . Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt , Streik , Sperre , Au «sperruug , Maschnienbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb oder in» mc » nnserer Lieferanten , hat der Inserent keine Ansprüche , fall « die Zeitung verspätet , in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Fiir klephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommenUnverlangte Drucksachen und Manuskripte werden nicht zurückgegeben « nd e« wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen . Abbestellung der Zeitung kann nur je bi« 25 . auf Monatsschluß erfolgen .

V Amtlicher Teil
Milderung der staatlichen Grunv . und

Gewerbesteuer für das Rechnungsjahr 1924
* * Nach einem vom Bcsdischen Landtag kürzlich beschlos -

senen Gesetz werden von der für das Rechnungsjahr 1924
veranlagten Grund - und Gewerbesteuer nur sieben Achtel
erhoben . Die Minderung um ein Achtelndes endgültigen
Jahressteuerbetrags wird bei dem auf 15. Februar 1925
fälligen Viertel in der Weise berücksichtigt , daß aus diesen
Zeitpunkt statt des. volley nach dem Steuerbescheid sich er-
gebenden Vierteljahresbetrags nur die Hälfte dieses Be-
trags zu entrichten ist : dabei wird der zu zahlende Betrag
auf den nächsten durch fünf teilbaren Reichspfennigbetrag
abgerundet. Beträgt z . B . nach dem Steuerbescheid das
auf 13. Februar 1925 zu zahlende Viertel 64 RM 25 NPf ,
so ist von diesem Betrag nur die Hälsw mit rund 32 RM
10 RPf zu entrichten. Ist der hiernach nicht zu erhebende
Betrag bereits bezahlt, so wirid er auf Antrag erstattet,
andernfalls auf die Vorauszahlung für das Rechnung»-
jähr 1925 gutgeschrieben . Soweit der Steuerbescheid für
das Rechnungsjahr 1924 bis zum 15. Februar 1925 noch
nicht zugestellt sein sollte, ist auf diesen Zeitpunkt die Vor-
auszahlung in der seitherigen Höhe zu leisten .

Weiter wird darauf hingewiesen, daß sür das Rech-
nungsjahr 1924 für diejenigen Grundstücke, welche noch
als Baugelände zur Grundsteuer eingeschätzt sind , obwohl
sie diese Eigenschaft inzwischen verloren haben, vo« Amts -
wegen ein angemessener Nachlaß der Grundsteuer aus
Billigkeitsgründen gewährt wird . Die Finanzämter sind
angewiesen , bereits beim nächsten Steuerfälligkeitstermin
auf Antrag den Teil der Steuer , der aus diesem Grunde
voraussichtlich nachgelassen wird , bis zur Feststellung des
nachzulassenden Betrags zinslos zu stunden. — Weitere
Auskunft erteilen die Finanzämter .

Im Haushaliausschutz »es Reichstags
wurde der Etat des Reichsverkehrsministeriums behau -
delt. Als Referent wies der Vfbg. Dr . Quaatz ( btttl.) daraufhin , daß durch die Schöpfung der ReichSbahngesellfchaft die
Organisation des Reichsverkehrsministeriums tiefgreifend ge -
ändert worden sei . Was die Binnenwasserstraßen betreffe ,
so sei nach der Reichsverfassung die einheitliche Leitung die-
ser Berkehrsfragen durch das Reich vorgesehen . Dies wi -
oerspreche in gewissem Sinne dem föderativen Grundcharak-
ter des deutsche»! Staatswesens , werde aber der Entwicklungdes modernen Verkehrs gerecht.

Reichsverkehrsminister Dr . Krohne begründet es , warumdas Reichsverkehrsministerium in seiner jetzt verkleinerten
Gestalt aufrechterhalten wird . In erster Reihe spreche hierdas außenpolitische Moment mit . Durch das Bestehe »bleibendes Reichsverkehrsministeriums werde bezeugt , daß das Reichden uneingeschränkten Wiederbesitz der Eisenbahnen nach Ab-
lauf der vereinbarten Vertragsdauer mit der Reichsbahnge -
ellschaft niemals aufgebe . Es sei mit Bestiinmtheit zu Hof-en , daß die Reichsbahnen ihre Aufgaben erfüllen werden . An -
»ererfeits sei es aber auch, nachdem die Reichseisenbahnennun einmal zum Reparationsfaktor geworden , notwendig , im
Reichsverkehrsministerium eine Organisation zu besitzen, dieals einziges und wichtigstes Ziel die Förderung der deutschenBerkehrsinteressen zu verfolgen habe . Dabei dürfe selbstver -
ständlich keine Rede davon sein , die Eisenbahnen reparations -
Unfähig zu machen. Die großen Verkehrsmöglichkeiten , dieaus dem Wasser, auf der Landstraße und in gewissem Gradeschon in der Luft sich ergeben , und die den Aufgabenkreisdes Reichsverkehrsministeriums ausmache » , würden sicherlichauch förderlich auf die pflegliche Behandlung der deutschenEisenbahnpolitik zurückwirken.

In der Debatte wies u . a . Abg . Dietrich -(Baden ) auf die
Kroße Zahl von hohen Beamten in diesem Ministerium hin ,nachdem doch bei weitem der größte Teil seiner Arbeit der-loren gegangen ist, und verlangt sorgfältigste Prüfung deSpersonellen Bedarfs im Unterausschuß . Er wandte sich nichtgrundsätzlich gegen die Absicht , ein Reichs -Wasserstraßengesetzzu erlassen, warnte aber vor einer zu starken Zentralisation de »
Wasserstraßenwesens in Berlin , da dieses nicht zentralisiertverwaltet werden könne. Wenn daS Ministerium neben seinerpoetischen Aufgabe , der Wahrung der Rechte des Reichs ge -genüber der Eisenbahn noch Wasserstraßen -, Luft - und Kraft -fahrwesen bearbeiten soll, so habe eS genügend Aufgaben ,» ber es sei ungewöhnlich gehemmt durch die Flußkommissio -»en, die der Bersailler Bertrag eingesetzt habe und die Be -
Mmmungen über die Luftschiffahrt . Redner wünschte AuS .kunft über die Einmischung der Flußkommissionen und ver-wies aus die Borgänge am Oberrhein . Zum AutoWesenwünscht er Einwirkung auf die Automobilindustrie , daß man
Gebrauchs - und nicht Luxusfahrzeuge baue , normalisiere « ad»Visiere . Das letztere sei besonders in den rechtseigenen« «trieben zu machen. Im übrigen sei das Verkehrsministeri -um ein Amt , das einer völlig neue « Berkehrsentwicklung ge-
genuberstehe, die es zu fördern und vorwärts zu bringen gelte .

den deutsch- französischen Wirtschaftsverhandlungen hatNW Staatssekretär Trendelenburg .wieder von Berlin nachV«r,S begeben . .

Austausch von Bauernsöbnen
Auch ein Vorschlag zur Prvduktionsförderung
von Ökonomierat Otto Bielhauer, Karlsruhe

Untersten vielen und vielerlei Ursachen des ungenü -
genden Fortschrittes in der so notwendigen und erwünsch -
ten und möglichen Steigerung der einheimischen landwirt -
schaftlichen Produktion steht die ungenügende allgemeineund berufliche Vor - und Ausbildung unseres bäuerlichen
Nachwuchses beiderlei Geschlechts gewiß nicht an letzterStelle . Mit dieser Behauptung will ich kein Werturteil
abgeben, weder über unsere Volks - und Fortbildungs¬
schulen, noch über unsere landwirtschaftlichen Fachschulen ,sondern nur eine allgemein bekannte Tatsachs meinen
folgenden Ausführungen voran stellen .

Eine Erklärung fiir die Tatsache des ungenügenden
Fortschrittes in der Produktionssteigerung mag aber hierPlatz finden : Die Kleinheit der Einzelbetriebe. Ich
spreche aus dreißigjähriger Berufserfahrung , wenn ich be¬
haupte, daß an dieser Tatsache viele Förderungsmaßnah¬men überhaupt scheitern . Vielleicht macht sich der eineoder andere Leser dieser Zeilen — insbesondere auch der
Wirtschaftspolitiker u. der Parteipolitiker — einmal Ge¬
danken über folgende , der amtlichen Statistik entstammen-
de Zahlen : In Baden gab es bei der Zählung am 1 . De-
zember 1921 rund 150 000 rindviehhaltende Betriebe .Von diesen hielten nur 39 mehr als 50 Tiere und nurrund 700 Betriebe mehr als 20 Tiere . Das Landmittel
betrug 4,1 Stück pro ein Betrieb ; in 20 Amtsbezirkenund in über 100 000 jener 150 000 Betriebe wurde diesesLandesmittel nicht erreicht , da in ihnen nur 1 bis 4 Stück
Vieh gehalten wurden !

Kein Mittel darf unversucht bleiben, um diese über-
wältigende Masse unserer Kleinbauern beruflich und Wirt-
schaftlich vorwärts zu bringen . Es ist hoch erfreulich und
verdient dankbare Anerkennung, daß die seit dem Kriege
fast verdoppelte Anzahl unserer landwirtschaftlichen Schu-
len auch einen außerordentlich starken Besuch aufweist.Ein Zeichen , daß auch der Bauernstand selbst sich alle
Mühe gibt, durch eigenes Zutun über diese böse Zeit und
schwere Not hinaus zu kommen .

Eine Lücke in der Berufsausbildung bleibt, auch wenn
diese Schulen noch so stark besucht werden : Die Über-
tragung des in der Schule Gelernten in die Praxis des
elterlichen Betriebes ! Ob daran das jugendliche Alterund damit der Mangel an auf Erfahrung beruhender Ge¬
wandtheit: beim heimkehrenden Sohn oder vom Vater
ausgehende Hemmungen den größeren Schuldanteil haben,soll hier nicht untersucht werden ; die Tatsache als solchehabe ich an Hunderten von Fällen seststellen können, und
doch muß wie dem Wissen das Können, so auch dem Wik-len die Tat folgen. Und dazu soll mein in der Wer -
schrift angedeuteter Vorschlag helfen .

Der aus der landwirtschaftlichen Winterschule heimkeh¬rende Sohn wird im elterlichen Betrieb , zumal in kleinenund mittleren , als Arbeitskraft gezählt und muß als solchegezählt werden, da ja fremde Arbeitskräfte gar nicht odernur in fehr geringem Umfange vorhanden sind . DerVater entbehrt also diese Hilfe nur schwer oder kann sie,wenigstens über die Sommermonate , überhaupt nicht ent-
hehren . So geht es 80 oder 90 % der Väter bezw . Söhneund Schüler.

Wie wäre es nun , wenn ein großzügig angelegter und
geschickt durchgeführter Austausch dieser Bauernsöhne in -
nerhalb des Landes stattfände? Wenn von den Besucherndes ersten Kurses der landwirtschaftlichen Winterschuleneine recht große Zahl auf einen Sommer , also bis zumBeginn des zweiten Kurses, in fremden Betrieben arbei¬ten würde? Jeder Vater bekäme für seinen fortgegebenenSohn denjenigen eines anderen Landwirtes und hätte so
zunächst seine unentbehrliche Hilfskraft im eigenen Be-triebe . Die Mehrarbeit , die er anfangs mit diesem
Tauschsohn hat, bis er eingelebt ist, muß hingenommenwerden im Interesse auch des eigenen Sohnes beim „an >
deren Vater ". Warum sollte nicht ein junger Bauer ausdem Taubergrund im Markgräfler Land oder einer auSdem Hegau im Kraichgau allerhand lernen können und
umgBehrt . Und wenn jeder nur lernen würde, datz es
auch anders geht , so wäre der größte Teil des mit dem
Austausch Bezweckten schon erreicht ; nämlich die Überwin-
dung des — fälschlich „konservativ" genannten — Wi-
derstands vieler Bauern gegen neue Methoden.

Nach abermaligem Besuche der landwirtschaftlichenWinterschule in deren zweitem Kurse kehrt der Sohn end¬

gültig ins Elternhaus zurück. Er bringt dann aus der
Schule einen solchen Schatz von Wissen und aus der
Praxis ein solches Maß von Können mit . daß er die
schon erwähnten Hemmungen im väterlichen Betrieb über-winden und so dem guten Willen auch die erfolgreicheTat folgen lassen kann.

Ich will auch nicht unerwähnt lassen, daß solches vor-
übergehende Getrenntsein vom Elternhause, dieses „Essenam fremden Tisch " auch eine große erzieherischeBedeutunghaben kann ; der 16-, 17- , 18jährige Bauernsohn wird sichbei „fremden Leuten " leichter und nachhaltiger allerhandab- und angewöhnen als „bei Muttern " und er wird in
allen Stücken selbständiger werden, im Denken und im
Handeln , und somit in seinem ganzen Austreten.

Wo ein Wille ist , ist auch ein Weg und daß ein Wille
vorhanden ist , sowohl bei den Regierenden, wie bei den
Regierten ersehen wir aus dem eingangs Gesagten : Starke
Vermehrung der Schulen und verstärkterBesuch derselben .Und der Weg : Man gebe diese Sache einem erfahrenenund ailgesehenen Fachmann in die Hand, sichere von oben
herab die Mitwirkung der Landesökonomieräte — und
der Weg wind gefimden und wird gegangen .

Auf eine Möglichkeit besonderer Art sei zum Schluß
ndch hingewiesen: Vielleicht findet der eine oder der andere
Bauernsohn in der Fremde seine Lebensgefährtin und
wird am fremden Ort „Bürger und Meister trotz Andern !"
Das braucht noch lange kein Unglück zu fein , und wird es
nicht sein , wenn „der Fremdling " es versteht , seinen Be-
rufsgenossen am neuen Orte ein Vorbild an Tugendendes Bürgers und an Fähigkeiten des Meisters zu werden.
Solche Zuführung „fremden Blutes " kann m . E. nur
nützlich fein, denn in 99 von 100 Fällen werden doch nur
die Strebsamen und Energischen in die Fremde ziehen .Wenn die Zeit von heute bis zum Schluß unserer
Winterschulen reichlich genützt würde, könnte jede .Schule
% oder Vz Dutzend ihrer Schüler solcher Massen aus -
tauschen .

Mein Vorschlag könnte — wie schon in der Einleitung
angedeutet— bei sinngemäßer Abänderung mich auf die
berufliche Weiterbildung des weiblichen Nachwuchses un-
serer bäuerlichen Jugend übertragen werden .

Zur Frage der Regierungsbildung iu Preußen
teilen die Berliner Blätter mit , daß Ministerpräsident Braun
ain Montag dem Führer der Deutschen Volkspartei , dem
Abg . v . Campe , die Frage vorgelegt hat , ob die Fraktion der
deutschen Wolkspartei unter seiner Ministerpräsidentschaft

. bereit sei , an der Regierung teilzunehmen , und ob sie im
Falle der Verneinung bereit sei, einem Kabinett der Wer-
marer Koalition gegenüber eine neutrale Haltung einzuneh¬men . Abg . v. Campe behielt einer Sitzung der volkspartet-
lichen Fraktion vor , die am Mittwoch stattfinden soll, sich dar-über zu entscheiden , und versprach, den Beschluß der Fraktion
noch am Mittwoch dem Ministerpräsidenten mitzuteilen .

Montag abend fand in Berlin eine interfraktionelle Sitzungdes Zentrums , der Sozialdemokraten und Demokraten statt,rn der Ministerpräsident Braun über seine Versuche, einKabinett zustande zu bringen , referierte . Er erklärte, daßer die Versuche noch fortsetzen werde , da er noch nicht alle
Möglichkeiten als erledigt ansehe . Über die Frage , ob Mi -
nisterpräsident Braun die Möglichkeiten, ein Kabinett zu¬stande zu bringen , als erschöpft ansieht, verlautet aus , par-
lamentarischen Kreisen , daß damit zu rechnen ist , daß mitder Fraktion der deutschen Volkspartei nochmals Berhand-lungen gepflogen werden . Jedenfalls sei nicht anzunehmen ,daß Wraun seinen Auftrag vor Mittwoch abend bezw. vorDonnerstag zurückgibt . Eine andere Lösung als eine solchemit der deutschen Volkspartei erscheine jedoch ausgeschlossen.Aus Kreisen der deutschen Bolkspartei wird dazu mitgeteilt :Die Fragestellung , worum es sich bei der heutigen Bespre -chnng handelte , sei darauf gerichtet gewesen , ob die deutscheVolkspartei zur Koalition zurückkehren wolle . Diese Fragewurde verneint . Eine andere Lösungsmöglichkeit müßte derGegenstand einer neuen Besprechung sein.

Mehrere Blätter melden , daß die preußische Zentrumsfrak -tion wiederum an den Landeshauptmann Horion in Düssel -dorf herangetreten ist wegen Übernahme der Ministerpräsi¬dentschaft in Preußen . Horion werde binnen kurzem nachBerlin kommen , um sich mit den Führern der Zentrumsfrak -tion in Verbindung zu setzen .

Der Mittellandkanal . Zeitungsnachrichten zufolge ist viel ,fach die Meinung verbreitet , daß der Mittellandkanal vonHannover bis Magdeburg im Bau begriffen sei und daß dazuerhebliche Mittel aus dem Fonds der Erwcrbslosenunterstütznngverwendet würden . Von maßgebender Berliner Seite wirdhierzu mitgeteilt , daß nur die Arbeiten im Mittellandkanal imGange sind, die bereits 191g begonnen wurden und in Peineihren Abschluß finden . Für die Fortsetzung des Kanals bis
Magdeburg ist bis jetzt weder die Gründung einer Gesellschafterfolgt noch die Finanzierung . Mittel aus der Erwerbslosen -
fürsorge sind für den Kanalbau nicht bereitgestellt und kön»
nen daher auch nicht verwendet werden.Mit der Beilage : 10. öffentliche Sitzung über die Berhandlunaen des Badischen Landtags



Die Lntscbüdigungen für die
t». icumlieterungen

Wie das WTB. erfährt , wird die dem Haushaltöausschuß
de 5 Reichstages seitens der Regierung in Aussicht gestellte
Denkschrift zu der Frage der Ersatzleistung für die unter dem
Micumsystem von der Industrie ausgeführten Reparation«,
leistungen dem Ausschutz in wenigen Tagen zugehen . Gegen-
über den Darlegungen eines Teiles der Presse wird jedoch
bereits jetzt in allgemeiner Hinsicht von zuständiger Stelle
folgendes festgestellt :

Der im Herbst 1923 gefaßte Entschluß der Reichsregie -
rung . die Wiederaufnahme der Arbeit im besetzten Gebiet
durch die Zustimmung zum Abschluß der Micumverträge zu
ermöglichen , war der Ausfluß des politischen Willens , dem
Wege der sogenannten Versackungspolitik gegenüber den be-
setzten Gebieten unter keinen Umständen zu beschreiten . Viele
Kritiker scheinen heute keine Vorstellung mehr davon zu ha-
fceii , wie es im Herbst 1923 nach Beendigung des passiven
Widerstandes im besetzten ! Gebiet ausgesehen yat, soweit die
Besatzungsmächte die Wiederaufnahme der Arveü tatsächlich
verhinderten . Die notwendige Voraussetzung für den Abschluß
der Micumverträge war die Zustimmung der Reichsregierung,
nach erfolgter Ordnung der Reichsfinanzen für die unter dem
Micumsystem von der Industrie geleisteten Vorschüsse und Re -
Parationslieferungen des Reiches Ersatz zu leisten , um so all-
mählich Abhilfe zu schaffen und die äußerste Not von der
Bevölkerung abzuwenden. Die loyale Einlösung dieser damit
übernommenen Verpflichtungen deckt sich mit der bei der
Reichsregierung und der Volksgesamtheit herrschenden Übet-
zeugung , daß die besetzten! Gebiete nicht zur Reparations -
Provinz für das Reich werden dürfe . Über alles einzelne , ins -
besondere Wer die Höhe der Zahlungen wird die Denkschrift
eingehend Auskunft geben .

In Ergänzung zu dieser halbamtlichen Mitteilung melden
mehrere Berliner Blätter , daß die Zustimmung zu dem Vor-
schlage der Zechen , die Leistungen an die Franzosen und Bel-
gier fortzusetzen, wenn der Wert ihnen gutgeschrieben und
nach Ordnung der Reichsfinanzen vergütet werde, von dem
gesamten damalige« Reichskabinett mit Einschluß der ihm an -

Sehörenden
sozialdemokratischen Mitglieder und des preußi -

her, Ministerpräsidenten Braun , der zur Kabinettssitzung
hinzugezogen worden war , gegeben worden ist . Mit entschei -
dend war eine Kabinettssitzung vom 20 . Oktover 1923 , worin
ein Schreiben des sozialdemokratischen Bergarbeiterverbandes
verlesen wurde , in dem darauf hingewiesen wird , daß ein
Versagen des Reiches bei der Finanzierung der Sachlieferun -
gen zum Bürgerkrieg in Deutschland und zum Chaos im
Ruhrgebiet führen müsse .

5
Demgegenüber äußert sich die „Franks . Ztg." folgender-

maßen :
.iJrgend eine neue Tatsache, die geeignet wäre , den

Wersto-ß gegen das WuÄgetrecht des Parlaments zu
entschuldigen, wird in der halbamtlichen Erklärung
nicht angeführt . Man vermißt ebenso irgendwelche Aus -
künste auf die Frage , warum man den potenten Geschä -
digten in so eiligem Entgegenkommen ihre Forderungen be-
willigt und ausbezahlt hat und warum man auf der andern
Seite die Masse der kleinen Geschädigten bis heute noch un-
befriedigt gelassen hat . Man vermißt des weiteren eine An-
gäbe darüber , warum man nicht rechtzeitig an das Parlament
herangetreten ist , um sich die Zustimmung des Reichstages für
die Entschädigungsaktion zu verschaffen und ihm eine Kon-
trollmöglichkeit zu eröffnen , man vermißt endlich eine Angabe
darüber , warum man bis Mitte Januar die ganze Angele-
genheit als höchst geheimnisvoll innerhalb der behördlichen
Amtsstuben behandelt und der Öffentlichkeit jeden Einblick
verwehrt hat .

" Nach dem „ Vorwärts " trug der erwähnte Brief
des Bergarbeiterverbandes , der die Reichsregierung um Aus-
schlüß über die Entschädigung der Unternehmer bat und die
Zuziehung der Gewerkschaften verlangte , das Datum vom
17 . Oktober 1924 trug. Die Antwort auf dieses Schreiben ist
mit größer Verspätung erst am 13 . Januar 192g erteilt wor-
den , als die Entschädigungssummen an die Industrie so ziem-
lich in voller Höhe ausgezahlt waren.

Als weitere kritische Stimme seien aus einem Artikel der
„Boff. Ztg ." folgende Ausführungen wiedergegeben :

„Die Schwerindustrie verhindert jahrelang in Deutschland
die Regelung der deutschen Währung . Sie verdient an der
Inflation und zahlt keine Steuern ; denn selbst die Kohlen-
steuer hat sie sich ja stunden lassen . Sie tritt begeistert für
den Ruhrkampf ein und verdient noch einmal an der Jnfla -
tion . Dem deutschen Volk müssen schließlich bei der Finanz -
regelung harte und ungerechte Steuern in Gold auferlegt
werden. Die deutsche Schwerindustrie benutzt einen Teil des
in der Inflation verdienten Getzies , um Presseorgane aufzu -
kaufen und Nachrichtenorganisationen zu gründen , die das deut-
sche Volk darüber belehren , daß die Linksparteien die Un-
ordnung der deutschen Wirtschaft verschuldet und das Volk
mit ungerechten Steuern belegt haben. Sie führt mit diesen
Presseorganisationen einen Wahlkampf, der zwar nicht zum
vollen Erfolg , aber doch zur vollen Verunreinigung des deut-
schen Volkes führt . Und dann lassen dieselben Schwerindu¬
striellen , die die Steuerzahler durch die von ihnen beeinflußte
Presse aufgeputscht und vor ihren Parteiwagen gespannt ha-
ben , sich aus den für alle Steuerzahler ungerechten Steuern
die Beträge für die Micumschäden bezahlen, bevor die anderen
Geschädigten Geld erhalten und bevor das deutsche Volk durch
seinen Reichstag darüber befinden kann, in welcher Weise denn
die Schwerindustrie nun auch etwas zu den Lasten beitragen
muß, die aus diesen Dingen entstehen .

Und das alles geschieht , bevor die Öffentlichkeit noch weiß,
welche Schäden bezahlt sind, von weih und nach welchen Me¬
thoden die einzelnen Schäden untersucht worden sind und ob
denn wirklich nur tatsächliche Schäden vergütet wurden . Das
einzige, wag man weiß, ist , daß der Nuhrkampf das deutsche
Volk bereits nach früheren Berechnursgen 13 Milliarden Mark
Gold gekostet hat , b . h . : etwa fünfmal soviel , wie Deutschland
nach den höchsten Jahressätzen des Dawesplanes Reparativ -
nen zu zahlen hat . Mit 13 Milliarden Gold scheint es aber
noch nicht genug an Verlusten für das Volk uno an Verdien-
sten für eine kleine schwerindustrielle Clique zu sein.

"

Karl Hauß -f . In Straßburg ist der letzte deutsche Staats -
sekretär für Elsaß -Lothringen , Karl Hauß im Alter von
54 Jahren an einer Nierenkrankheit gestorben . Karl Hauß
trat in die aktive Politik ein als einer jener katholischen Po -
litikcr, die vom französisch eingestellten Klerikalismus der
Wetterle und Delsor sich getrennt hatten und deutsche Zen-
trumspolitik machten. Im Krieg trat er auf die deutsche
Seite . Als dann , nachdem die Dallwitz abgewirtschaftet hat -
ten , der letzte, absolut erfolglose zu späte Versuch gemacht
wurde, dem Elsaß die Selbstverwaltung zu geben , und Dr .
Schwander kurz vor dem Zusammenbruch zum Statthalter
ernannt wurde, war er dessen Staatssekretär . Karl Hauß hat
das tragische Schicksal jener Elsässer erlebt, die nach einer
wenig erfreulichen Laufbahn fern von dem Lande ihrer Hoff-
Hungen zu Grabe gehen müssen und denen ihre politische Ar-
freit nur Negatives gebracht hat.

HdolLtiscke Neuigkeiten
Die Konferenzen der dentschen Finanzminifter

Am morgigen Mittwoch findet im Reichsfinanzministerium
in Berlin eine Konferenz des neuen Reichsfinanzministers
mit den Finanzministern der deutschen Länder statt über die
Neuregelung der steuerlichen Fragen Mischen dem Reich ,
den Ländern und Gemeinden , an der auch der badischeu Fi¬
nanzminstier Dr . Köhler teilnimmt . Es handelt sich dabei
bor allem um die neuen Gesetze über die Besteuerung der
Einkommen und die Verteilung der Steuerquellen (das Fi -
nanzausgleichgesetz) . Dieser Besprechung voraus geht eine
Aussprache der Finanzmintster der Länder , die gestern und
heute in Dresden stattfindet , und eine einheitliche Stellung -
nähme der Länder zu den Vorschlägen des Reiches schaffen
will. Den Vorsitz in der Dresdener Konferenz führt der säch-
fische Finanzminister Dr . Reinhold.

Kür Zusammenarbeit der deutschen und
engtifchen Industrie

Das bekannte englische konservative Parlamentsmitglied
Sir Philipp Dawson ist von einer vierwöchigen Reise durch
Deutschland, Polen und die Randstaaten nach England zurück-
gekehrt . Er hat diese Reise dazu ben-utzt, um zu erforschen, wie
er den von ihm seit Kriegsende nachdrücklich vertreteneu Ge-
danken der Zusammenarbeit zwischen englischen und deutschen
Industriellen aus den europäischen und außereuropäischen
Märkten verwirklichen könne .

Sir Philipp sagte bei seiner Rückkehr, daß es im vor Allem
darauf angekommen sei , die rege wrod enge Zusammenarbeit
zwischen der deutschen und der englischen Industrie zu för¬
dern , die alles „Unterbieten und gegenseitige Halsabschnei-
den " auf den Weltmärkten verhindern könne . Er wies darauf
hin, wie deutsche Lieferanten unter Erzielung geringen Ver-
dienstes diel englische Industrie unterböten , während es mög -
lich wäre , durch ein Zusammenarbeiten der beiden Industrien
die Aufträge zu teilen . Sir Philipp betonte, daß die deutsche
Industrie im Gegensatz zur englischen in großem Maße von
der ' Gewährung von Auslandskrediten abhängig sei und daß
England bei einer Beteiligung seiner eigenen Industrie einen
weit größeren Anreiz hätte , direkte Kredite zu geben, als in
dem Falle , in welchem eine solche Kreditgewährung nur eine
Stärkung der deutschen Industrie auf Kosten der englischen be-
deuten würde .

Besonders anerkennend äußerte sich Sir Philipp über den
Reichskanzler Dr . Luther . Er sehe in ihm einen ehrlichen va-
terlandsliebenden und klugen Staatsmann , der entschlossen
sei , unter getreuer Erfüllung der von Deutschland übernom -
menen Verpflichtungen mit den übrige» Nationen an dem
Wiederaufbau Europas mitzuarbeiten . Sir Philipp sagte, er
werde in der englischen Öffentlichkeit dafür eintreten , daß Dr .
Luther volles Vertrauen entgegengebrackt werde. Er sei über -
zeugt, daß es den deutschen Führern gelingen werde, Deutsche
land durch alle Klippen hindurchzusteuern, erklärte jedoch, es
sei tief bedauerlich, daß das Vertrauen , welches Dr . Luther
und seine Regierung verdienten , in der öffentlichen Meinung
des Auslandes durch die Programme der rechtsradikalen deut-
schen Seite beeinträchtigt werde. Sir Philipp äußerte sich sehr
optimistisch über die Zukunft der deutschen Industrie und
Deutschlands . Wesentlich sei jedoch , daß sich der Aufstieg
Deutschlands in einer Atmosphäre des Zusammenwirkens mit
der britischen Industrie , entwickele , da eine solche Atmosphäre
die Grundlage für das politische Einvernehmen zwischen den
beiden Ländern bilde. Sir Philipp wandte sich nachdrücklich
gegen den Gedanken, daß die Regierungsübernahme in Eng-
land durch die Konservativen die außenpolitischen Richtlinien
Großbritanniens zu Ungunsten Deutschlands beeinflußt habe.
Den deutsch -englischen Handelsvertrag bezeichnete Sir Philipp
als ejn für beide Parteien befriedigendes Abkommen . Er be-
zeichnet den russischen Markt als vollkommen aussichtslos, so-
lange dort Fanatiker herrschten, deren Hauptziel die Weltre -
Volution sei .

Skandale und kein Ende
Die riesigen Spritschiebungen , durch die das Reich um viele

Millionen geschädigt worden ist und die durch die Verhaftung
des Generaldirektors Weber nur einen vorläufigen Abschluß
erfahren hatten , haben jetzt zu neuen sensationellen Matz -
nahmen geführt . Der Präsident der Reichsmonopolverwal-
tung für Branntwein , Geheimrat Steinkopf , ist, wie aus
Berlin gemeldet wird , von feinem Posten zurückgetreten . Als
offizieller Grund der Demission wird Krankheit angegeben,
die sich infolge der großen Auftegung über die in der letzten
Zeit abgespielten Vorkommnisse in der Reichsmonopolverwal-
tung verschlechtert hat.

Ferner wurde der Kaufmann Martin
^ Cohen auf Veran -

lassung der Staatsanwaltschaft , der die Spritschiebungen ver-
mittelt hatte , verhaftet . Als die Beamten in seiner Wohnung
erschienen , hat Cohen Gift genommen. In schwererkranktem
Zustande wurde er als Gefangener in die Krankenabteilung
des Untersuchungsgefängnisses geschafft . Als man ihn auS
dem Bette hob, wurde unter dem Kopfkissen noch eine gela«
drne Pistole gefunden . Cohen , früher ein kleiner Agent, hat
es verstanden, sich Verbindung zur Reichsbranntweinmonopol -
Verwaltung zu verschaffen, die es ihm möglich machte . Ein -
fuhrerlaubnisse, die anderen Leute» versagt blieben, zu erlan -
gen . Auch auf eigene Rechnung hat er Geschäfte gemacht,
wobei eine große Zahl von Geschäftsleuten geschädigt wurde .
Diese Gläubiger haben sich zu einer Gemeinschaft zusammen-
geschlossen und schon seit Monaten ein Strafverfahren gegen
Cohen beantragt . Die Einfuhrscheine, die Cohen beschaffte ,
belaufen sich aus viele hunderttausend Liter . Durch die Pro -
Vision, die er sich zahlen ließ, war Cohen bald Millionär .
Auf Veranlassung einer Kölner Behörde war Cohen schon
einmal verhastet, damals aber unbegreiflicherweise wieder frei
gelassen worden, obzwar die Beziehungen Cohens zur Reichs-
Monopolverwaltung und seine keineswegs einwandfreier Tä¬
tigkeit bekannt waren .

*
Die „ Voss . Ztg .

" meldet : Gegen die Allgemeine Garantie »
bank B . G. in Berlin, Linkstraße 17 , die in enger Verbin¬
dung mit dem Versicherungskonzern „Deutscher Lloyd " steht,
sind von mehreren privaten Stellen schwere Anschuldigungen
vorgebracht worden. Diese Anschuldigungen, die auf Kredit-
betrug in Höhe von etwa einer Million Mark lauten, dürften
bereits die Staatsanwaltschaft beschäftigen. Über die gefchäft -
liche Lage der Allg . Garantiebank hörte man in der letzten Zeit
manches Ungünstige. Vor allen Dingen härte man mit Be-
fremden , daß sich namhafte RückVersicherungsgesellschaften , bei
denen die Garantiebank die Post - und Staatskredite an den
Barmatkonzern rückversichert hatte , sich von der Garantiebank
zurückgezogen haben. Die Folge ist, daß die Postkredite aufs
Schwerste gefährdet sind. Selbst wenn sich in einia^ Zeit
eine Lösung findet, dürfte an eine Rückzahlung der^ rrcdite
durch die Garantiebank , die lediglich den Spitzenkonzern der
RückVersicherungsgesellschaften bildet , zunächst nicht zu denken
sein .

*
Zum Skandal im Frankfurter Wohnungsamt wird von

amtlicher Seite dem WTB . mitgeteilt :
„Von den am vergangenen Samstag in der Angelegenheit

des Wohnungsamtes verhafteten Personen sind Geständnisse

abgelegt worden , durch die die bisher Beschuldigten in schwer -
ster Weise belastet werden . Der Leiter des Wohnungsamtes
Dr . Gresser ist unter den gegen ihn erhobenen Anschuldigu »>°
gen seelisch zusammengebrochen. Die Untersuchung nimmt
einen immer größeren Umfang an . In einer Anzahl von
Fällen ist bereits ein strafbares Verhalten der Beschuldigten
festgestellt worden. Die Polizeireviere find ersucht worden,
sämtliche in den letzten Jahren nachweisbar freigewordenen
Wohnungen durch überprüfen der Meldezettel und des Mel»
dedatums sofort festzustellen, insbesondere aber eine genaue
Liste derjenigen Personen aufzustellen, die seit der Zwangs -
Wirtschaft in Wohnungen eingewiesen wurden ."

? as Prämiensnstem der Reichsbahn
Zur Höhe der Leistungsprämien , die die Reichsbahngesell-

schaft an ihre Beamtenschaft ausgeteilt hat , wird jetzt von
zuständiger Stelle mitgeteilt , daß ein Sechstel der Beamten -
schaft derartige Leistungszulagen bezogen hat . Die Gesamt-
summe, die darauf aufgewendet worden ist, beläuft sich auf
4 Millionen Mark ftir das l . tzte Bierteljahr. Alle Zulagen,
auf die gesamte Beamtenschaft verteilt , würde eine Erhöhung
der Gehälter von nur 0,8 Prozent ausmachen . Die Prämien
belaufen sich auf das ganze Jahr berechnet für die Gruppe 1
und 2 auf 120 Mark, auf Gruppe 3 und 4 180 Mark , auf
Gruppe 6 und 6 300 Mark, auf Gruppe 7 und 8 440 Mari
und auf Gruppe 9 600 Mark . Die höchste zur Auszahlung
gelangte Summe beläuft sich auf 1200 Mark für das - ganze
Jahr .

Entgegen anders lautenden Meldungen wird bei dieser Ge-
legenheik festgestellt , daß das Gehalt des Generaldirektors der
Reichsbahn unter der 100 000 -Mark-Grenze liegt . In den
Kreisen der Verwaltung der Reichsbahn ist man übrigens der .
Auffassung, daß die allgemeinen Erhöhungen der Beamtenge -
hälter , die automatisch erfolgen sollten, lediglich durch eine
Erhöhung der Tarife aufgebracht werden könnte . Man rech-
»et, daß, wenn man sich an das badische Borbild hält , die Per -
sonentarife um etwa 10 Prozent erhöht werden.

Der schweizerische General Wille f . Wie aus Basel ge-
meldet wird, starb im Alter von 77 Jahren in seiner Woh-
nung in Meilen unerwartet nach kurzer Krankheit General
Ulrich Wille, der oberster Heerführer der Schweiz währenddes
Weltkriegs war . Wille hat in der Schweiz selbst viele An»
feindung wegen angeblicher „Verpreußung " des Schweizer
Heeres gefunden. Der Dienstgrad General wird in der
Schweiz nur im Krieg und dann nur an einen Offizier durch
Wahl der Bundesversammlung vergeben.

Das dünwcde Negierungsorgan und das
„Ikömoturn auf Kündigung "

Aus Kopenhagen wird uns geschrieben :
Zuin Neujahrsempfange beim dänischen Könige waren

auch die Mitglieder des gegenwärtigen sozialistischen Mi»
nisteriums erschienen und die bürgerliche Presse, insbeson¬
dere die rechtsstehende und beiläufig zugleich fanatisch
deutschfeindliche „Nationaltidende " hatte einige spöttische
Bemerkungen über -die früher von der Sozialdemokratie
verpönte „Hofgängerei" gemacht.

Zu -dieser Frage hat nun auch das hiesige Blatt „€ >0«
cialdemokraten" in einem eingehenden Artikel Stellung
genommen, der wohl als offiziös anzusehen ift , da „So-
cialdemokraten" das Hauptorgan der gegenwärtigen dam-
schen Regierung ist . Der Artikel verdient sowohl des»
wegen besondre Beachtung, wie weil er die Frage der
Haltung der dänischen Sozialdemokratie gegenüber der
Monarchie grundsätzlich und mit anerkennenswerter Of¬
fenheit behandelt.

Das sozialistische Regierungsorgan erklärt, daß die
sozialistischen Minister nicht nur diesmal durch die Teil»
nähme an dem Hofempfange der gesellschaftlichen üblichen
Form entsprochen hätten , sondern daß sie das in Zukunft
noch „in steigendem Maße " tun wurden , sie könnten da?
umso eher, als diese Hofempfänge auf ihre sozialdemo¬
kratische und republikanische Überzeugung durchaus ohne
Wirkung verbleiben würden.

Nach der Art , wie sich der Artikel im übrigen über den
König und das Königtum äußert , muß man zugeben,
daß -der offiziöse Artikel allerdings kein Hehl aus der
antimonarchischen Geisinnung der Minister macht . Es ist
ja gerade kein Kompliment , wenn von der an der Hof-
tafel gehaltenen Rede des Königs gesagt wird , „wir ha¬
ben schon früher solchen Reden keine Bedeutung beige«
messen und wir tun es auch jetzt nicht.

"
Über die grundsätzliche Ablehnung des Königtums sind

in dem Artikel zwei markante Stellen enthalten . DiS
eine lautet : „Jeder aufgeklärte Mensch weiß, daß die
Sozialdemokraten prinzipiell Anhänger der republikani^
schen Staatsform , also grundsätzlich Gegner des erbliche«
Königtums ist." Noch schärfer ist die Fassung der Äuße»
run-g gegen den Schluß des Artikels hin : „Wir sind Geg¬
ner der Monarchie; trotzdem behandeln wir den König
als das , was er ist , nämlich als Inhaber des höchsten in
der Verfassung vorgesehenen Amtes, das so lange bestehen
wird , bis sich eine Mehrheit des Volkes über andere Ver-
fassungsformen einigt." Damit wird also gesagt , daß daS
Königtum in Dänemark nur bestehen bleiben soll, bis ihm
vom Volke „gekündigt" wird.

Hmrze « schritten
3 * Mitgliedern des Berwaltnngsrates der Deutschen Reichs-

Post wurden vom Reichstag gewählt: Abg . Dr . Steinkopf
(Soz . ) , Bender (Soz .) , Braun sDntl . ) , Körner (Dntl ), Alle -
kotte (Ztr .), Morath (DVPT . ) , König-Düsseldorf (Komm.). Zu
Stellvertretern wurden gewählt : Abg . Sepp iSoz .), Taubadel
(Soz . ) , Dr . Strathmann (Dntl .) , Behrends ( Dntl . ), Dr . Cro-
me- Münebrock (Ztr . ) , Dr . Most (DVPT . ), Eichhorm (Komm. ).

Begnadigung von Gargas und Lembke. Die Strafe der
gleichzeitig mit Jechenbach verurteilten und begnadigten Gar-
gas und Lembke ist für Gargas, der 12 Jahre Zuchthaus er-
halten hatte , auf 3 Jahre 10 Monate, und für Lembke, der
10 Jahre Zuchthaus erhalten hatte , auf 3 Jahre 2 Monat«
ermäßigt worden . Es find also bei sämtlichen drei Angeklag»
ten im gleichen Verhältnis etwa zwei Drittel der Strafe er-
lasten worden .

t »



^ qSwirtschaftSminister a . D . Hamm wurde vom deutschen
Industrie - und Handelstag als Nachfolger des im Sommer vo-
tfaen Jahres verstorbenen Dr . Brandt zum 1 . geschäftsfüh -
xmbrn Priifidialmitglird bestellt. Präsident Franz von Men -
delsfohn führte ihn in der Vorstandsitzung am Montag in
kin neues Lmt ein. Hamm wird die Geschäfte am S. Februar
Vernehmen .

D«, deutsch-amerikanische HanbelSvertrag steht an erster
Stelle auf einer Liste von neun Gesetzesvorlagen , welche die
Republikaner de» «« erttanischen Senat « noch vor der Ber -
jagung am 4. März durchzuberaten beschlossen haben .

Der « lkoholschmuggel « ach Amerika . Der »Petit Parisien "

meldet aus Washington , daß das Staatsdepartement für die
Justiz 332 ausländische Schiffe festgestellt hat , die sich mit der
geheimen Einführung von alkoholischen Getränken nach den
Vereinigten Staaten beschäftigen . Bon diesen Schiffen sind
907 englischer, 10 norwegischer und französischer Rationalität .

Zum Verbot der Mocdenscbritt :
„Der Völkische Ikümpker"

Um 10. Oktober vorigen Jahres ist die von der Ratio -
Tialsozialistischeu Freiheitsbewegung Badens herausgege-
bene Wochenschrift : „Der Völkische Kämpfer " (Haupt -

schriftleiter Dr . Edwin Müller in Karlsruhe ), vom Mini ,
sterium des Innern auf Grund der KZ 7, 8 und 21 des
Nepublikschutzgesetzes auf die Dauer von 4 Wochen der-
boten worden .

Auf die von Dr . Müller beim Staats gerichtshof zum
Schutze der Republik eingelegte Beschwerde hat der Staats -
gerichtshof unter dem Vorsitz des Senatspräfidenten Nied-
ner kürzlich entschieden : „Di? Beschwerde wird als un-
begründet verworfen. Die Kosten werden dem Be-
schwerdeführer zur Last gelegt."

Der Staatsgerichtshof hat sich durchgängig auf den
Standpunkt des badischen Ministeriums des Innern ge¬
stellt . Wie erinnerlich, ist die Nationalsozialistischedeutsche
Arbeiterpartei in Baden bereits im Juli 1922 verboten
worden , weil ihre Bestrebungen auf eine Beschimpfung
und Verächtlichmachung sowie auf gewaltsamen Umsturz
der Republick abzielen . Auch nach Auffassung des Staats -
Gerichtshofs sind die später erfolgten Ersatzgründungen
der „Deutschen Partei " und der „Nationalsozialistischen
Freiheitsbewegung" nicht, wie in der Beschwerde behaup-
tet wurde, selbständige Parteien , sondern Fortsetzungen
der N.S .D .A.P . und stehen zu der gesamtdeutschen Partei
im Verhältnis eines Landesverbandes . Der „Völkische
Kämpfer" , welcher den Untertitel „Kampfblatt der natio -
«alsozialistischen Freiheitsbewegung Badens " führt , habe
auch die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei un-
terstützt und demnach Bestrebungen verfolgt, welche die
verfassungsmäßig festgestellte republikanische Staatsform
des Reiches und der Länder zu untergraben geeignet
waren. Dazu kommt, daß der „Völkische Kämpfer "
mehrfach die republikanische Staatsform beschimpft hat,
indem er den Tag der Weimarer Verfassungsfeier, den
11 . August, einen Tag der Schande nannte und am 13.
September 1924 zu einer Statistik über die Sterblichkeits -
ziffer der deutschen Großstädte die Überschrift : „Wie die
Aktionäre der Weimarer Schein-Republik fürs Volkswohl
sorgen" prägte . Außerdem wurden die verantwortlichen
Mitglieder der Regierungen des Reiches und der Länder
als „Drahtzieher des Molochstaates und der Mammons -
republiken " bezeichnet.

Das Verbot war somit auf Grund der angeführten Ge-
setzesvorschriften gerechtfertigt.

Der Verkehr mit Gebeimmitteln
PA . Die Vorschriften über den Verkehr mit Geheim»

Mitteln sind durch die Verordnung vom 2. Januar 1923 ,
Geschäftsbetrieb in den Apotheken (G . u . V.Bl . S . 7 ff.)
geändert worden. Die Verordnung läßt die allgemeinen
bisherigen Bestimmungen über den Verkehr mit Geheim-
Mitteln und ähnlichen Arzneimitteln unverändert . Eine
grundlegende Änderung erfahren aber die Listen der Ge-
hoimmittel, die Anlogen A und B zu § 20 der Verord -

Vadiscves Tandesweater
„ Liebestrank " von Wrdekiud .

* Wir glauben nicht , das; sich Wedekinds Groteske „Der
Liebestrank"

, dessen Erstausführung man am letzten Samstag>m Landestheater erlebte , lange auf dem Spielplan haltenwird . Das Stück ist eine Schöpfung des jungen Wedekind
und rechtfertigt das Interesse , 0as ihm unsere Theaterleitung
entgegenbrachte, keineswegs . Wenn man schon Wedekind auf -
führt , dann den reifen und echten !

Die Aufführung bot Herrn Baumbach wieder Gelegenheit ,
fich als effektsicherer Regisseur zu betätigen . Und so galt wohl
auch der Beifall dort, wo er überhaupt gespendet wurde , der
Aufführung als solche»- , d . h. der hervorragenden Regieleistungund der Darstellung . Bauinbach ließ das ganze Stück , dessen
^ tofs ja aus der Ilmwelt des Zirkus entlehnt ist, in einem
Arkus spielen und bereicherte so einzelne Szenen mit einem
theatralischen Zauber , den man beim Lesen dieses Machwerks
Dewitz nicht empsinden wird . Besser wäre es natürlich , wenn
Nch die eminente Begabung Baumbachs nur größeren Auf -
Laben zuwenden wollte . Da gibt es noch viel , was zu tun'.st- Daß Baumbach imstande ist, mit der Kunst seiner Regie -
whrung auch aus einem Stein Funken zu schlagen , wußten

nv ' a ^ 0n ohnehin .
Die markanteste Rolle des Stückes ist die des Schwigerling .S ' e hatte in Herrn Kloeble einen glänzenden Vertreter ge-

sunden . Kloebles Spiel war es denn auch , das die Auffüh -
Nlng künstlerisch beherrschte und ihr eine ganz besondere
^cote gab . Wieder eine neue Leistung des jungen Schau -
Weiers , die uns sein starkes Talent und seine große Ver -
wendbarkeit beweist . Neben ihm verdient noch die Darstellung

Frl . Clement lobende Erwähnung . Herma Clement istwr Wedekindsche Fraüenrollen wie geschaffen . Und auch am
Samstag wußte sie das Publikum aufs intensivste zu fesseln .

IN

nung über den Geschäftsbetrieb in den Apotheken . Statt
der zwei bisherigen sind jetzt drei Listen (Anlage A, B
und C) geschaffen. Die Anlage C enthält die Mittel gegen
Blufftockung und gegen Trunksucht; dementsprechend wur -
den die bisher in der Anlage A und B aufgeführten Trunk¬
suchtsmittel gestrichen . Die Anlagen A und B weisen 32
Neuaufnahmen auf . Es find dies u. a . Eubalsol, Euergon ,Rad -Jo , Renasein, Nervisan, also Mittel , für die teilweise
gerade in letzter Zeit eine große Reklame entfaltet worden
ist. Sämtliche Geheimmittel dürfen nach der Reichsver-
ordnung vom 9. Dezember 1924 nur in Apotheken ver-
kaust werden ; die öffentliche Ankündigung oder Anprei -
sung der Mittel ist nach § 84 Ziffer 1 badisches Polizei -
strafgesetzbuch verboten.

Die Abgabe der in der Anlage B aufgeführten Mittel
sowie derjenigen der Anlagen A und C, über deren Zu¬
sammensetzung der Apotheker fich nicht soweit vergewissernkann, daß er die Zuläsfigkeit der Abgabe im Handverkauf
zu beurteilen vermag, ist nur auf schriftliche ärztliche Ver-
ordnung gestattet.

Die Bezirksämter werden gegen die öffentlichen Ankün-
digungen und Anpreisungen von Geheimmitteln nach Maß -
gäbe obiger Bestimmungen -einschreiten .

Bekämpfung der Nattenplage
PA . Mit Rücksicht auf die in letzter Zeit , namentlich in

Mannheim , laut gewordenen vielfachen Klagen über die
Rattenplage ist durch eine auf Grund des 8 87 a des Po -
lizeiftrafgesetzbuchs erlassene Verordnung des Ministers des
Innern vom 9. Januar 1925 (GVBl . S . 11 ) die recht-
liche Grundlage dafür geschaffen worden, daß in Gemein-
den oder Bezirken, in denen die Ratten in erheblichem
Umfange auftreten , durch orts - oder bezirkspolizeiliche Vor-
schritten die erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Bekämp-
fung getroffen werden können . In diesen bezirks - oder
ortspolizeilichenVorschriften können die Grundeigentümer ,Pächter , Mieter , Nutznießer und Besitzer oder deren Stell -
Vertreter verpflichtet werden, zu bestimmten, öffentlichbekannt zu gebenden Zeiten wirksame Rattenvertilgungs -
mittel an geeigneten Stellen der ihnen gehörigen Grund -
stücke auszulegen ; auch können in ihnen nähere Bestim-
mungen über die Durchführung der vorgesehenen Maß -
nahmen und deren Überwachung getroffen werden. Von
diesen Verpflichtungen sind diejenigen befreit, die einen
Kammerjäger oder einen anderen auf dem Gebiete der
Rattenbekämpfung bewährten und polizeilich anerkannten
Fachmann mit dem Auslegen des Giftes zu den für die
Rattenvertilgung bestimmten Zeiten beauftragen und dies
durch die Bescheinigung des Beauftragten der Polizei -
bchörde nachweisen .

Über die Erfolge einer einheitlichen Rattenbekämpfung
durch chemffche Mittel liegen in der Stadt Berlin benrts
praktische Erfahrungen vor ; das Ergebnis der bisher dort
stattgefundenen allgemeinen Rattenvertilgungen hat der
aufgewendeten Mühe und den Kosten entsprochen .

Durchgreifender Erfolg kann von ihnen allerdings nurdann erwartet werden, wenn die Kleintierhaltungen ,welche die Ratten und Mäuse anziehen, aus den Wohn-
vierteln der Städte entfernt werden.

Vadiscder Landtag '
Weitere Arbriten

Im Haushaltsausschutz wies , wie der „ Beobachter " mit -teilt , ein Zentrumsredner auf die Badens Lebensnerv be -
rührenden französischen RheinkanalplSne hin , ferner auf die
Rheinregulierung Schaffhausen - Bafel und endlich auf die
Donauversickerung . Der Finanzminister versprach, in näch-
ster Woche über diese hochinteressanten Vorgänge eingehen -den Bericht zu geben , zunächst im Ausschuß .Es kam dann die Regierungsvorlage zur Beratung . Sie
gewährt den Landwirten durch Vermittlung ihrer Organisa -tionen einen Kredit , bezw . eine selbstschuldnerische Bürgschaftdes Landes bis zur Höhe von 9.5 Millionen und dazu die
Übernahme von 2 Prozent Zinsen von seiten des Staates .Die Vertreter der Landwirtschaft anerkannten dankend das
Vorgehen der Regierung . Die Kreditsumme wurde auf10 Millionen erhöht ; aber der Erhöhung des ZinsendiensteSfür die Staatskasse auf S Prozent konnten die Zentrumsab -
geordneten und mit ihnen euch Mitglieder anderer Parteienin Anbetracht der notleidenden Kreise des Handwerks und der
Wirtschaft und in Anbetracht der belasteten Staatskasse nichtzustimmen . (Auch für die Einkaufsgenossenschaft des Hand -

Landestheater . Die erste Wiederholung der Groteske „Lie-bcStrank" von Frank Wedekind findet am heutigen Dienstagstatt . Shakespeares „König Richard der Dritte " wird am
Samstag , dem 7. Februar , zum viertenmal in Szene gehen .Am Montag , dem S. Februar , gelangt der neueinstudierteerste Teil von Goethes „Faust " als Schüler — und Fremden -
Vorstellung zur zehnten Aufführung ; diese Vorstellung be-
ginnt um 6 Uhr . — Im Konzerthans wird am Sonntag , dem8. Februar , das Lustspiel „DaS Glas Wasser" von Engen «Scribe in der neuen Bearbeitung von Otto Stockhausen -
Darmstadt , nachdem das alte , als Musterbeispiel dramatischerTechnik vielfach zitierte und erfolgreichste Stück des unwahr -
fcheinlich ftuchtbaren Autors auch bei seiner „ jüngsten hiesigen
Wiederaufnahme seine unverwüstliche Wirkung bewährte , zumdrittenmal wiederholt werden . — Für die „Kammerspiele im
Künstlerhaus " befindet sich als vierzehnte Erstaufführung die»
ser Spielzeit Bernhard Shaws Schauspiel „Frau Warrens
Gewerbe " in Vorbereitung und soll am Mittwoch, den lt . Feb¬ruar , in Szene gehen.

Teitscbrittensckau
Roland , die von Leo Leipziger begründete Wochenschrift,erscheint jetzt , herausgegeben von Franz Blei , im neuen Ge -

wände . Das uns vorliegende fünfte Heft ist textlich umsang .
reich und mit zahlreichen Bildern

'
geschmückt. Geistvolle

Glossen übe? aktuelle Ereignisse , originelle Nnsälle und witzige
Appercus umrahmen den literarischen Teil ; den Handels -
politischen Teil bestreitet Alius , dessen „ Spaziergänge in der
Burgstraße " zahlreiche Winke und wertvolle Ratschläge für
jeden an der Börse Interessierten enthalten . Ernsthafte Leserwerden am Roland , der wirklich Wesentliches bietet , nicht vor -
übergehen können !

Werks und der Konsumvereine soll noch eine ähnliche Vorla «kommen .) Der Gesetzentwurf wurde einstimmig angenom -men .
Der Heubrrg

Der Haushaltsausschuß nahm in voriger Woche zu den An -
trägen und Eingaben Stellung , welche dem Landtag überdie Verwendung des Heuberges zugegangen sind . Ein Zen¬
trumsantrag verlangte die Rückgabe der Verwaltung vom
Landesfinanzamt Stuttgart an das Landesfinanzamt Karls -
ruhe . Er wurde einstimmig angenommen . Einstimmig an .
genommen wurde auch der Frauen - Antrag , das Kinder - Erho -
lungsheim auf dem Heuberg nicht abzubauen , ebenso ein
Antrag , der verlangt , die badische Regierung möge die
Reichsregierung ersuchen , im weiteren Umfange als bisherGelände in langfristigen Pachten an die Landwirte des Heu -
berge ? abzugeben . Ein volksparteilicher Antrag wurde in
abgeänderter Form mit 10 Stimmen (Sozialdemokraten . De »
mokraten , 2 Zentrum ) gegen 6 Stimmen ( Zentrum , Land¬
bund . Volkspartei ) bei 1 Enthaltung (Deutschnationale ) ab -
gelehnt . Er verlangte eine teilweise und zeitweilige Wieder »
besetzung des Heubergs als Truppenübungsplatz .

über vie bereits «« gekündigte Zwis » enaktiv«
zur Entschädigung der Kriegsschäden

(Berdrängungs - und Liquidationsschäden ) wird dem B5TB .
von gut unterrichteter Seite Verlautbart , daß es in langen
und schwierigen Verhandlungen der Arbeitsgemeinschaft de »
Interessenvertretungen mit der Neichsregierung gelungen ist,eine Vereinbarung über die Verwendung der für diese Zwi -
schenaktion zur Verfügung stehenden Geldmittel zu erzielen ,die verwendet werden sollen : 1 . zu weiteren Entschädigungen
für Kleingeschädigte , 2 . zur Bildung von Fonds für Härte -
beihilfen und Darlehen für Erhaltung und Wiederaufbauvon Mittelstandsexistenzen , 3. zu einem Wiederaufbaufonds
für Großgeschädigte , insbesondere im Auslande und in den
Kolonien . Uber die Verweirdungsrichtliiiien schweben noch
Verhandlungen ; sie stehen aber vor dem Abschluß . Soviel
bis jetzt feststeht , werden etwa drei Siebentel der verfügbarenMittel zur gleichmäßigen Entschädigung für kleinere Schädenverwendet und zwar dürften Schäden bis zu 1500 M . Frie¬denswert voll ersetzt werden . Für Schäden von 1601 bi?
3000 M . Friedenswert sind 10 Prozent in Aussicht genommen ,
für solche von 3001 —30 000 M . 5 Prozent . Alle früheren
Entschädigungen sollen in Goldmark umgerechnet und von
den zu errechnenden Höchstsummen in Abzug gebracht und
der Unterschied in bar ausgezahlt werden , über die Art der
Umrechnung der Vorleistungen in Goldmark sind noch Ver¬
handlungen im Gange . Für Schäden im Friedenswerte von
mehr als 30 000 M . gilt diese Regelung nicht . Etwa ein
Drittel der verfügbaren Geldmittel soll für Beihilfen und
Darlehen für Geschädigte aus dem Mittelstand bereit gestelltwerden . Ein besonderer Fonds soll gebildet werden für Bei -
Hilfen zur Beseitigung besonderer Härten und zur Linderung
besonderer Notlage . Aus einem zweiten Fonds können Dar -
lehen für landwirtschaftliche Betriebe gegeben werden . Ein
dritter Fonds ist für Darlehen an solche Geschädigte aus dem
selbständigen Mittelstand bestimmte die Mittel zur Gründungoder Aufrechterhaltung einer selbständigen wirtschaftlichen
Existenz bedürfen . Von seiten der Geschädigtenorganisa -
tionen wird hierzu bemerkt , daß es sich hierbei n » r um eine
Zwischenaktion handle , um einige der schlimmsten Härten deS
Entschädigungsverfahrens zu mildern . Es handle sich nichtetwa um eine den Rechtsansprüchen und dem Rechtsbewußt -
sein entsprechende Reuregelung des Entschadigungsverfahrens ;dazu reichten die bereitgestellten Mittel bei weitem nicht aus ,und um eine solche Verbesserung her Entschädigung gehe der
Kampf mit ungebrochener Energie weiter , die Forderung auf
Gleichstellung mit den Rhein - lind Ruhrgeschädigten , nach
Ausstellung einer Schuldanerkenntnis durch das Reich und
nach der endgültigen materiellen Regelung dieser Enischä -
digungsansprüche bleibe von dieser Zwischenaktion unberührt
aufrecht erhalten .

Weiter wird mitgeteilt , daß die vorn ReichsentschädigungSamt für Dezember den über 70 Jahre alten Vertriebene »
( die einen Entschädigungsanspruch haben ) bewilligte Beihilfevon 40 M . auch für Januar zur Auszahlung kommen wird .Darüber hinaus hat aber das Reichsentschädigungsamt sichbereit erklärt , diese Beihilfe auch den im Alter von 65 Iah -
ren ab befindlichen Geschadigten zu gewähren ; und fernergewährt es diese Beihilfe den Erwerbsunfähigen unter ÖÖ
Sohren .

Zur Laubstreufrage
wird uns geschrieben : Bei der Debatte des Finanzausschus¬ses des wiirttembergischci , Landtages kam auch die Frageder Erhaltung des Waldes zur Sprache . Allgemein wurde
die Gefährlichkeit der Abgabe von Lanbstreu anerkannt . Sie
ist äußerst verhängnisvoll , denn sie bedeutet ja bekanntlicheinen schweren Eingriff in das Leben des Waldes . Von
der wachstumshemmenden Wirkung der Streuentnahme kann
man fich einen Begriff machen , wenn inan bedenkt, daß jedes
streugenutzte Hektar Waldfläche eine jährliche Zuwachsmin -
derung von zirka 7—8 Festmeter pro Jahr erfährt . Das ist
selbst bei einer nicht sehr ausgedehnten Streuentnahme eins
ganz erhebliche Einbuße an Holz , die aber noch verschärftwird durch die nicht wieder gutzumachende Bodenentartung .
Wir haiben in Deutschland ständig ' großen Holzmangel und
find auf die Einfuhr angewiesen auch bei Hölzern , die unse »
Wald recht gut selber erzeugen kann . Außerdem aber ist
auch der Wald eine der wenigen Geldquellen , die den Ländern
noch verblieben sind . Jede Schmälerung in der Nachhaltigkeit
seiner Erträgnisse ist eine Schädigung des Volksvermögens .
Und schließlich ist er noch als wertvoller klimatischer Fakto «
und atlS Erholungsstätte von besonderer Bedeutung . Er
verdient also sorgfältigste Schonung . Daher wird in Würt -
temberg künftig keine Streu mehr abgegeben . Auf diesen
Standpunkt haben fich alle Fraktionen gestellt . Um nun de<
Landwirtschaft einen Ersatz zu versoffen , hat n :an einstim¬
mig beschlossen , die Regierung zu ersuchen , sür die Bereit »
stellung einer hinreichenden Menge von Torfftreu zugunstender kleinbäuerlichen Bevölkerung zu sorgen . In Notfällensoll fk zu ermäßigten Preisen und unter angemessener Stun¬
dung zur Verfügung gestellt werden . Sicher wäre auch für
unser Land dieser Weg gangbar , der der Landwirtschaft -in
weit besseres Streumaterial als die Waldstreu schaffen und
unfern m ihren Erträgen äußerst angespannten Waldungen
die unumgänglich notwendige Schonung sichern würde .

Wanderersürsorge . Vor einigen Tagen fand in Heidelberg
unter dem Vorfitz des stellv . Kreisvorsitzenden des Kreise?
Heidelberg Landgerichtrat a. D . Dr . Engelhard , eine Vera -
tung über die künftighin zu treffenden Maßnahmen Hinsicht-
lich der Hebung der Wondererfürsorge statt. Daran haben
teilgenommen der Landeskommissär in Mannheim , Oberamt -
mann Strack in Schwetzingen , Vertreter der Kreise Mann -
heim , Heidelberg , Mosbach und Karlsruhe , sowie Vertreter
der Arbeitsämter dieser Städte einschließlich des Arbeitsamts
Weinheim . Nach einem einleitenden Vortrag des KreisratS
Dr . Springer , Heidelberg , fand eine eingehende Aussprach «
statt mit folgendem Ergebnis : 1 . Ein Bedürfnis zur Errich -
tung von Wandererstationen wird anerkannt . 2. Diese Ein »
richtung soll im engen Zusamme -rmrbeiten mit den Arbeits -
ämtern erfolgen . 3 . Die Initiative und die Organisation fok-
len die Kreise übernehmen .



"
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Um den Bürgermeisterposten in Heidelberg haben sich über IM
Personen aus allen Berufen beworben. — Die techn . u . gewerb¬
lichen Bereine hielten eine aus Büvgerkreisen gut besuchte
Versammlung ab , wobei einstimmig eine Entschließung zur
Annahme gelangte , welche erneut die Besetzung der durch daS
Ableben des Herrn Dr . Drach freigewordenen Bürgermeister -
stelle mit einem Techniker fordert .

Bürgermeisterwahl . In Heinsheim wurde der Landwirt
Georg Müßig zum Bürgermeister gewählt an Stelle des der-
storbenen Herrn Sälzer .

Ein Gemeindekonflikt in Walldürn . Bürgermeister Otto
Scheurich in Walldürn ist mit Ende Januar zurückgetreten,
weil der Bürgerausschuß wiederholt den Gemeindevorschlag
für 1924/25 ablehnte , der einen Umlagefuß von 100 Psg . er-
fordert hätte . Die Gemeindekollegien änderten den Voran -
schlag dahin ab, daß eine Umlage von 85 Pfg . pro 100 Mk.
Steuerwert nötig fällt . >

Städtischer Boranschlag von Badenweiler . Der Voranschlag
für das laufende Rechnungsjahr , der der letzten Bürgeraus¬
schußsitzung vorlag und genehmigt wurde , sieht cm Einnahmen
83000 Mark und an Ausgaben 68 000 Mark vor . Dee^unge-
deckte Aufwand von 45 000 Mark erfordert eine Umlage von
50 Pfennig pro 100 Mark Steuerwert .

Zum Ausbau der Oberrheinwasserkräfte . Die an den
Rheinabschnitt Konstanz—Basel grenzenden Städte und Ge-
meinden, die an dem baldigen einheitlichen Ausbau des Ober -
rheins als Schiffahrtsstraße und Kraftquelle entscheidendes
Interesse haben, haben sich zwecks gemeinsamer Förderung
des Ausbaues und Wahrnehmung der dabei von feiten der
Gemeinden zu erfüllenden Aufgaben unter Führung der
Stadt Konstanz zu einem Zweckverband mit dem Sitz in Kon»
stanz zusammengeschlossen .

Bus der Landeshauptstadt
Der Landesverband Baden des Bolksbunde» Deutscher-

Kriegsgräberfürsorge e. B . hält am Mittwoch, den 4. Februar .
abends 8 % Uhr, im Rathaus , Stadtratssitzungssaal Karls -
ruhe eine Sitzung mit den Vertretern der staatlichen und
Kommunalbehörden , der verschiedenen Konfessionen und der
an den vorliegenden Fragen interessierten Körperschaften über
die Festlegung der Grundlagen für die Begehung des nun -
mehr alljährlich am 6 . Sonntag vor Ostern (Jnvocait ) in
ganz Deutschland zu begehenden Bolkstrauertags in Bade«
und die Einzelausgestaltung in Karlsruhe und über die Aus-
gestaltung des am 17., 18. und 19. April in Karlsruhe statt -
findenden Vertretertags des Volksbunds.

Abschaffung der Einschreibepakete. Das Reichspostmini-
sterium stellt z. Zt . Nachprüfungen an , ob die Einschreibepa-
kete abgeschafft werden können. Im allgemeinen scheint der
Standpunkt vertreten zu werden, daß der Abschaffung der Ein -
schreibpakete keine großen Bedenken entgegenstehen, da durch
das Ende 1918 eingeführte unversiegelte Wertpaket , für das
bei Verlust oder Beschädigung Ersatz ibis zu 100. Mark gelei-
stet wird , genügend Ersatz geboten ist.

Deutsche Ferienkinder in der Schweiz. Dieser Tage ist mit
dem Schweizerbund, Schweizerfürsorge für deutsche Kinder,
deren Zentralleitung in Basel ihren Sitz hat , eine größere
Gruppe deutscher Ferienkinder in Basel angekommen. Die
Kinder sollen teils in Privatfamilien , teils tn Heimen ausge-
nommen werden.

Kurze Nachrichten aus »den
Walldorf , 2. Febr. Gegen den hiesigen Bürgermeister Trunk

war der Verdacht ausgestreut worden, er habe Erwerbslosen -
gelder unterschlagen . Der Angegriffene hat nunmehr laut
„Heidelberger Tageblatt " gegew eine große Reihe von Perso -
nen Strafantrag wegen verleumderischer Beleidigung gestellt.

DZ < Ettlingen , 2. Febr . In Marxzell ist das dem Staat
gehörige ForsthauS gestern mittag ein Raub der Flammen ge-
worden. Der Schaden ist beträchtlich, da auch Futtervorräte
und ein Teil des Hausrats von Oberforstwart Eisele Vernich-
tet wurden . Man glaubt , daß das Feuer durch spielende
Kinder verursacht wurde.

DZ . Baden -Baden , 2 . Febr . Stadtpfarrer a . D . und Kir-
chenrat Dr . theol. h. c . Wilhelm Ludwig, einer der ältesten
und angesehensten evangelischen Geistlichen des Landes , ist
80 Jahre alt gestorben. Er wirkte über 40 Jahre als Seel -
sorger in hiesiger Stadt . Sein Amtsnachfolger , Stadtpfarrer
D . Hesselbach« , hielt bei der Beerdigung die Trauerrede .

DZ . Endingen , 2. Febr . Unter Beteiligung zahlreicher Reb-
dauern des ganzen Kaiserstuhles fand gestern die erste öffent¬
liche Generalversammlung der neu gegründeten Kaiserstühler
Winzervereinigung statt . Damit verbunden war eine Wein -
bewertung durch eine Sachverständigenkommission, bei welcher
nahezu 200 Nummern , angefangen vom einfachen Trinkwein
bis hinauf zu den edelsten Tropfen des Kaiserstühler Rebge¬
birges vertreten waren und bewertet wurden . Die General -
Versammlung wurde vom Freiherrn von Gleichenstein gelei-
tet , der die Zwecke und Ziele der Vereinigung erläuterte , die
in den einstimmig angenommenen Satzungen festgelegt wur .
den. Die Vereinigung stbht politisch auf neutralem Boden
und verfolgt lediglich wirtschaftspolitische Ziele zur Besserung
der Lage der Rebbauern . In scharfer Weife sprachen sich
sämtliche Redner gegen den '

Abschluß des deutsch -spanischen
und den in Aussicht stehenden deutsch -italienischen Handels -
vertrag aus , in welchem eine schwere Schädigung des beut-
schen und speziell des badischen Rebbauern erblickt wurde .
Hauptreferent des Tages war Reichstagsabgeordneter Kerp-
Köln, Direktor des rheinischen Bauernvereins . Als Vorsitzen -
der der Vereinigung wurde Freiherr von Gleichenstein-Ober-
rotweil gewählt, als Stellvertreter Bürgermeister Holzer-Wa-
fenwsiler und Fritz Haßler -Königschaffhausen, weitere sechs
Beisitzer vertreten die verschie !»enen Orte des Kaiserstuhles .
Eine Entschließung wurde einstimmig angenommen , ln der
dem Bad . Weinbauinstitut Freiburg die volle Anerkennung aus -
gesprochen wird . Dann wird gegen den Abschluß der Handels -
Verträge mit Spanien und Italien protestiert , eine sofortige
Neueinschätzung des Rebgeländes auf der Grundlage des Er -
tragswertes , die Erklärung des Kaiserstühler Rebgeländes als
Notstandsgebiet, weitgehendste steuerlicheEntlastung und finan -
zielle Unterstützung zur Anschaffung der Rebfchädlingsbe-
kämpfungsnnttel gefordert.

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierunge«

Verschiedenes
Erdbeben in Ungarn

In der Gegend des Matragebirges , insbesondere in derStadt Erlau haben sich Erdstöße in der Nacht von Samstag
aus Sonntag wiederholt. Meie Häuser sind so erheblich be-
schadigt . daß sie einzustürzen drohen. Der Materialschadendurfte sich auf mehrere Milliarden belaufen . Mehrere Per -
sonen wurden leicht verletzt.

8
3. Ktbr. 2 Stör ,

Geld Brie» ■Selb Br«l
Amsterdam 100 ©. 169 .06 169 .48 169 .04 169 .46
Kopenhagen 100 Kr. 74.91 75.09 74 .91 75 .09
Italien . . 100 L- 17 .43 17.47 17 .53 17 57
London . . 1 Pfd . 20.09 20 .14 20.12 20 .17
Newyork . 1 D. 4 .19 4 .21 4 .19 4 .21
Paris . . 100 Fr . 22 .S8 22.74 22 .76 22 .82
Schweiz . 100 Fr . 80.92 81 .12 80.92 81 .12
Wien 100000 Kr. 5.90 5 .92 5 .90 5 .92
Prag . ' 100 Kr. 12 .40 12.44 12 .45 12.49

Zuteilung überall 100 Prozent

Staatsanzeiger
Bekanntmachung

Der zwischen der abgesonderten Gemarkung Neumühle und
dem Nebenort Unterweschnegg (Gesamtgemeinde Tief .' iiqä ^ .
fern ) Amtsbezirk Waldshut abgeschlossenen Vereinbarung über
die Vereinigung der abgesonderten Gemarkung mit dem NÄen.
ort Unterweschnegg mit Wirkung vom 1 . Oktober 1924 wurde
die staatliche Genehmigung erteilt .

Karlsruhe , den 30 . Januar 1925 .
Der Minister des Inner «.

R e m m e l t .

Personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der planmäßige« Beamte «.
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner «

Ernannt :
Kriminalafsistent August Rüppel zum Kriminalsekretär ,

Wachtmeister Wilhelm Kaufmann in Pforzheim zum plan-
mäßigen Polizeiwachtmeister , Polizeiassistent Wilhelm Schien,
krr in Heidelberg zum Polizeisekretär .

Planmäßig angestellt :
Werkführer Alois Striekel und Emil Würmli « bei der

Heil - und Pflegeanftalt Jllenau als Oberwerkführer .
Entlassen auf Ansuche « :

Gendarmeriewachtmeister Josef Müller in Hohentengen.
Ministerium des Kultus und Unterrichts

Ernannt :
die Finanzinspektoren Oskar Guggenbühler und Josef

zu Ministerialoberregistratoren .
Versetzt :

Verwaltungsoberinspektor Albert Bautsch bei der Verwal-
hing der Technischen Hochschule hier und RövisionSinspekto«
Franz Wurst beim Kat'hol . Oberstiftungsrat hier , beide unter
Ernennung zu Ministerialrechnungsräten , in das Ministe-
rium des Kultus und Unterrichts , MinisterialrechnungS -
rat Karl Degen in diesem Ministerium unter Ernennung
zum Verwaltungsoberinspektor zur Verwaltung der Tech»
nischen Hochschule hier .

Badilches

A . andestbeater
Mittwoch , 4. Februar . 7—10 Uhr . Mk . 6 .—. D 15 . Th .-Gem .,3öl —500 .

Undwe .

Reifende
zum Besuche der Viehbe-
sitzer gegen Gehalt und
Provision gesucht - Offerten
an Paul Schmerle , Stntt -
gart, Jägerstraße 40.

Nü«o6U«yev
jetzt : E .5

Amalienftr.4
Die Stelle des

Bürgermeisters
der Stadtgemeinde Walldürn mit 4000 Einwohnern
soll umgehend neu besetzt werden. E .2

Wahl erfolgt auf neuii Jahre .
In Frage kommen in erster Linie solche Personen ,

welche die Fähigkeit zum höheren Verwaltungsdienste
oder zum Richteramte haben.

Bewerbungen sind hinter Beifügung beglaubigter
Zeugnisabschriften uno eines Lebenslaufes mit Ge-
haltsanfprücheu bis zum 18 . Februar 1925 beim
Gemeinderat einzureichen.

Walldürn , den 31 . Januar 1925 .
Der Gemeinderat ,
I . V . : Leiblein .

Polizetstund « für Gesaug - und Mu -
ftkauffüyruuge » tu Wirtschafte « betr.

Auf Grund detz § 366 " RStGB . wird mit Zustim-
mung des Stadtrats und nach erfolgter Vollziehbar-
keitserklärung durch den Herrn Landeskommissär als
§ £4a der städt. Str .P .O . folgende

OrtspolizeUiche Borschrist
erlassen :

§ 84 a.
Unbeschadet des § 360 " des R -Str .G .B sind Ge-

sang- und Mufikaufführungen in Wirtschaften ein-
schließlich der nach 8 33 a der GewO . genehmigten
Betriebe und in Wirtschaftsgärten um 11 Uhr abends
zu beendigen.

Über diese Zeit hinaus kann die Polizeidirektion
einzelnen Betrieben auf Ersuchen im Einzelfall oder
für dauernd Ausnahmen je nach den örtlichen Ver-
Hältnissen , der Art und Stärke der Aufführung ge-
statten . *- Z .319

In Wirtschaften (Abf . 1 ) find bei Musik oder Ge-
sang von 1Ö1/, Uhr abends ab die Fenster und Türen
geschlossen zu halten .

Die Bestimmungen der Verordnung vom IS. Juni
1892 , die weltliche Feier der « onn - und Festtage betr.
bleiben unberührt . ÖZ . 12

Die Vorschrift tritt am I . März 1925 in Wirksamkeit.
Karlsruhe , den 31 . Januar 1925 .

Badisches Bezirksamt . — Polizeidirektio « C.

liefern alle Sorten

Ruhrkohlen , Nuß - und Anthracitkohlen
Koks für Zentralheizungen u . Hausbrand

— Grudekoks —
Steinkohlen- und Braunkohlenbriketts

= Brennholz

Hauptbüro i Rheinhafen , Nordbeckenstr . 6
Femsprecher 982 und 5165

StadtbOro : KaiserstraBe 118,
Femsprecher 5506 D .790

BilWl . WIWge
a . Streitig ! Emchtsdarkit.

si onlurserossMtug.
Q .320 . Baden , über das Be»

mögen 1 . der Firma C. F.
Kieg St Co., SpezialHausfür
Lebensmittel und Feinkost,
offene Handelsgesellschaft
Baden - Baden , 2. Karl
Friedrich Krieg , Kaufmann
in Baden -Baden, 3 . dessen
Ehefrau , beide wohnhaft
in Baden -Baden , Rhein -
straße 13, wurde heute am
31 . Januar 1925, nachmit-
tags 4 Uhr, das Konkurs-
verfahren eröffnet.

Herr Karl I . Kessel,
Kaufmann in Baden -Baden
Sophienstraße 22 , ist zum
Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sinv
bis zum 20 . März 1925
bei dem Gerichte anzu -
melden.

Es ist Termin an -
beraumt vor dem dies-

festigen Gerichte— Zimmer
Nr . 7 — zur Beschluß¬
fassung über die Beide-
Haltung de? ernannten
oder die Wahl eines an -
dern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses unv
eintretendenfalls über die
in Z 132 der Konkursord-
nung bezeichneten Gegen-
stände auf
DonnerstagFZK .FebrnarISSS,

vormitwgs 1V Uhr,
und zur Prüfung der an -
gemeldetenForderungenauf

Mittwoch, 1 . April 1925 ,
vormittags 10 Uhr.

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz ha-
den oder zur Konkurs-
masse etwas schuldig sind,
ist aufgegeben , nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu Iei«
sten , auch die Verpflich-
tung auferlegt , von dem

Besucht noch heute die

Besitze der Sache und von
den Forderungen , für wel-
che sie aus der Sache ad-
gesonderte Befriedigung in
Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
15 . März 192 » Anzeige zu
machen.

Baden , 31 . Januar 1925 .
Der Gerichtsschrciber

des Badischen Amtsgerichts .

MMme

Lqubnutzholz - Bersteige -
rung des ForstamtS Mo-
tenfels am Mittwoch , de»
11. Februar 1925 , vorm.
y210 Uhr im Ochsen " zu
Rotenfels , Eichen : Festm. ;
1 II ». 0.60 IIb , 2 IIc , 5
Illb , 1 IIIc , 30 irv , 6 V. ;
Rotbuchen : 0,60 IIc , 6
III » . 14 Illb , 54 IIV. ;
Erlen: IM IV . , 4 V. ;
Esche « : 2 V., 0,20 VI . ;
Akazie« : 1 Illb . Die
Forstwarte Greif und
Schottmüller in Rotenfels
und Anselm in Michelbach
zeigen das Holz. Losaus -
züge durch das Forstamt
unentgeltlich. Z.300

MMnghchvelkaus .
Das Bad . Forstamt

Bonndorf ( Schwarzwald)
verkaust freihändig etwa
1800 Festmeter Nadel-
stämme und Abschnitte
(Fi . Ta , Fo ) aller Klassen,

darunter auch einige

Schwachholzlose , aus der
Winterfällung 1924/25.

Schriftliche, auf ganze
Lose lautende, in Prozen -
ten der Goldmarkgrund .
preise vom Dezember 1923
ausgedrückte Gebote wer-
den bis Dienstag , 10. Fe-
bruar 1925 , morgens 10
Uhr, angenommen Z.298

LosVerzeichnisse durch
das Forstamt erhältlich.

WmiWhMwls .
Das Badische Forstamt

Karlsruhe -Hardt verstei-
gert aus Staatswald

Hardtwald jeweils mor-
gens 9 Uhr beginnend im
Goldenen Adler in Karls -
ruhe (Karlfriedrichstr. 12 ) :

1 . am Dienstag , den
10. Febr . 1925 : Stamm¬
holz : 120 Festmeter C,
242 Festmeter II , 401
Fcstmeter Iii , 160 Fest¬
meter IV ., 20 Festmeter
V., 2 Festmeter VI . Kl. ;Unter dem Stammholz
befinden sich gute Four -
« ierstücke.

2 . am Mittwoch, den 11.
Februar 1925 : 348 Ster

Eichennutzschichtholz .
— Auszüge und weitere
Auskunft durch das Forst-
amt . Z.299 .2 .1

Bad. Forstamt Schwrt»
zingen verkauft freihän -
dig : 686 Festmeter For -
lenschwellenholz II . u. II .
Klasse in 7 Losen . An-
geböte in Reichsmark je

Festmeter bis zum 12. Fi -
bruar 1925 , nachmittags
4 Uhr erbeten . Z.3V1

Die Abgabe eines Ge-
botes gilt als Annahme
der für die Verkäufe au»

bad . Staatswaldungen
geltenden Bedingungen .

Der Bieter bleibt 5 Tal
an sein Gebot gebunden.

Losverzeichnis und nä-
here Auskunft durch da?
Forstamt .

MUchoeiftiiM«
deS Forfiamt» Ichenheim
am Montag, den v . Febru«
1926 , morgens ' /-» Uhr , im
Bahnhofhotel in Dmglwg »
aus den Distrikten Frohw
holz u . Detschel:12 Eichen ll ,
37 III , 80 IV . 50 V.
und 13 Ster Eichen -Rutz-
scheiter II . und III . Kl.
Forstwart Meyer in Schmie«
heim zeigt das Holz vor.

KtammhchWeigenlkS .
Die Gemeinde S « « »'

terwald versteigert am
Montag , 9. Februar ds.
IS . vormittags 10 US»
beginnend , im diesjährigen
Hiebschlag folgendeStamm-
Hölzer : i D .^ >

73 Eichen Ia .—V . Klaff«-
115 Eschen III .—V . . 1
28 Erlen IV .—V . . . ..

Waldhüter Winkler ba»
auf schriftliche Bestell
Listen bereit.
Schutterwald . 27 . Jan . l9!

Gemeinderat .
Junker , Bgm Stellt ».
Jchters , Ratschreiber.

Druck G . Braun , Karlsruhe
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